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Mitglieder-Info Nr.  29/2014 
Weiterentwicklung der Leistungsform des Persönlichen Budgets im Lichte eines künftigen 

Bundesteilhabegesetzes 

Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE  

BT Drucksache 18/2332 vom 13.08.2014 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf die kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE hat die Bundesregierung zur Weiterentwicklung der 

Leistungsform des persönlichen Budgets Stellung genommen. Die entsprechende Drucksache 

18/2332 ist als Anlage beigefügt. 

 

Zur Frage nach den hauptsächlichen Ablehnungsgründen (Frage Nr. 4) weist die Bundesregierung 

u.a. darauf hin, dass zum Teil nachwievor irrtümlich angenommen werde, dass das Persönliche 

Budget eine zusätzliche Sozialleistung sei. 

 

Zu Fragen nach unterschiedlichen Bedarfsfeststellungsverfahren (Fragen Nr. 12, 13 und 14) wird 

auf den Koalitionsvertrag hingewiesen. Für die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen ist dort 

unter der Überschrift Eingliederungshilfe reformieren – modernes Teilhaberecht entwickeln 

vereinbart: „die Leistungen sollen sich am persönlichen Bedarf orientieren und entsprechend eines 

bundeseinheitlichen Verfahrens personenbezogen ermittelt werden.“ 
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Zur Frage nach gesetzlichen Änderungen, um die Wirkung und Nutzung des Persönlichen Budgets 

zu erhöhen (Fragen Nr. 15 und 16) führt die Bundesregierung in Ihrer Antwort aus, dass spätestens 

bei der Aufstellung des Teilhabeplans (Gesamtplans) der Leistungsträger dem Antragsteller über 

die Möglichkeiten eines persönlichen Budgets beraten sollte. Eine entsprechende gesetzliche 

Verankerung werde im Rahmen der Weiterentwicklung des SGB IX, Teil I, geprüft. 

 

Zur Frage nach Schlussfolgerungen dazu, dass das Persönliche Budgets nach Einschätzung der 

Fragesteller überwiegend für Assistenzleistungen verwendet werde (Frage Nr. 24), führt die 

Bundesregierung in ihrer Antwort u.a. aus, dass im Rahmen der Reform der Eingliederungshilfe 

(Eingliederungshilfe neu) die Leistungen zur sozialen Teilhabe personenzentriert so ausgestaltet 

werden sollen, dass eine gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ermöglicht 

oder erleichtert wird; dabei seien auch Leistungen zur Assistenz bei der Alltagsbewältigung ein 

Thema. 

 

Zur Frage des Stellenwertes des persönlichen Budgets im Rahmen eines Bundesteilhabegesetzes, 

insbesondere in Bezug auf ein mögliches und angekündigtes Teilhabegeld (Frage Nr. 25) verweist 

die Bundesregierung ebenfalls auf den Koalitionsvertrag, wonach die Einführung eines 

Bundesteilhabegeldes im Rahmen der Bearbeitung eines Bundesteilhabegesetzes geprüft werden 

soll. Aussagen zu Auswirkungen eines möglichen Teilhabegeldes auf die Leistungsform des 

Persönlichen Budgets könnten derzeit nicht getroffen werden. 

 

Zum weiteren Inhalt der Antwort der Bundesregierung darf ich auf die Anlage verweisen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen    

gez..  

 

Matthias Krömer 

 


